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(Entschliefungen, Empfehlungen und Stellungnahmen)

EMPFEHLUNGEN

EUROPAISCHER AUSSCHUSS FUR SYSTEMRISIKEN

EMPFEHLUNG DES EUROPAISCHEN AUSSCHUSSES FUR SYSTEMRISIKEN
vom 6. Juli 2023

zur Anderung der Empfehlung ESRB/2015/2 zur Bewertung der grenziiberschreitenden
Auswirkungen und der gegenseitigen Anerkennung auf freiwilliger Basis in Bezug auf
makroprudenzielle MaRnahmen

(ESRB|2023/4)

(2023/C 307/01)

DER VERWALTUNGSRAT DES EUROPAISCHEN AUSSCHUSSES FUR SYSTEMRISIKEN —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
gestiitzt auf das Abkommen iiber den Europiischen Wirtschaftsraum ('), insbesondere auf Anhang IX,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010
iiber die Finanzaufsicht der Europdischen Union auf Makroebene und zur Errichtung eines Europiischen Ausschusses fiir
Systemrisiken (), insbesondere auf die Artikel 3 und 16 bis 18,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 (), insbesondere auf Artikel 458 Absatz 8,

gestiitzt auf die Richtlinie 2013/36/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 {iber den Zugang zur
Titigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten, zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und
zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (%), insbesondere auf Titel VII Kapitel 4 Abschnitt II,

gestiitzt auf den Beschluss ESRB/2011/1 des Europiischen Ausschusses fiir Systemrisiken vom 20. Januar 2011 zur
Verabschiedung der Geschiftsordnung des Europaischen Ausschusses fiir Systemrisiken (), insbesondere auf die Artikel 18
bis 20,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Zur Gewihrleistung der Wirksamkeit und Kohirenz nationaler makroprudenzieller Maflnahmen ist es wichtig, die
Anerkennung gemafd Unionsrecht durch eine gegenseitige Anerkennung auf freiwilliger Basis zu erginzen.

() ABLL1vom 3.1.1994,S. 3.

() ABLL 331 vom 15.12.2010, S. 1.
() ABLL 176 vom 27.6.2013,S. 1.
() ABLL 176 vom 27.6.2013, S. 338.
() ABLC 58 vom 24.2.2011, S. 4.
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Durch den in der Empfehlung ESRB/2015/2 des Europdischen Ausschusses fiir Systemrisiken (%) festgelegten
Rahmen fur die gegenseitige Anerkennung der makroprudenziellen Mafinahmen auf freiwilliger Basis soll
sichergestellt werden, dass alle in einem Mitgliedstaat aktivierten risikopositionsbezogenen makroprudenziellen
Mafinahmen in anderen Mitgliedstaaten anerkannt werden.

Empfehlung ESRB[2017/4 des Europiischen Ausschusses fiir Systemrisiken () empfiehlt der jeweiligen
aktivierenden Behorde, eine Hochstgrenze fiir die Wesentlichkeitsschwelle vorzuschlagen, wenn sie beim
Europiischen Ausschuss fiir Systemrisiken (European Systemic Risk Board — ESRB) um gegenseitige Anerkennung
ersucht, unterhalb dessen die benannten makroprudenziellen Risikopositionen eines einzelnen Finanzdienstleisters
in dem Land, in dem die jeweilige aktivierende Behorde die makroprudenziellen Mafnahme anwendet, als
unwesentlich angesehen werden. Der ESRB kann einen anderen Schwellenwert empfehlen, falls dies erforderlich
erscheint.

Mit Wirkung vom 31. Dezember 2018 unterliegen in Schweden zugelassene Kreditinstitute, die fiir die Berechnung
der Eigenkapitalanforderungen den auf internen Beurteilungen basierenden Ansatz (IRB-Ansatz) verwenden, gemafd
Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einer kreditinstitutsspezifischen
Untergrenze von 25 % fuir die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen Risikogewichte, die auf das Portfolio an
durch Immobilien besicherten Risikopositionen aus dem Mengengeschift gegeniiber Schuldnern mit Sitz in
Schweden angewendet werden. Diese strengere nationale Mafnahme gilt bis zum 31. Dezember 2023, und der
Verwaltungsrat des ESRB beschloss am 15. Januar 2019 (%), diese strengere nationale Mafsnahme in die Liste der
makroprudenziellen =~ Mafnahmen  aufzunehmen, deren  gegenseitige =~ Anerkennung  gemdfl  der
Empfehlung ESRB/2015/2 empfohlen wird.

Mit Wirkung vom 30. September 2023 unterliegen in Schweden zugelassene Kreditinstitute, die fiir die Berechnung
der Eigenkapitalanforderungen den IRB-Ansatz verwenden, gemafl Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einer kreditinstitutsspezifischen Untergrenze von 35 % fiir die risikopositionsge-
wichteten durchschnittlichen Risikogewichte, die auf das Portfolio an bestimmten durch Gewerbeimmobilien
besicherten Risikopositionen gegeniiber Unternehmen in Schweden angewendet werden, und einer kreditinstituts-
spezifischen Untergrenze von 25 % fiir die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen Risikogewichte, die auf
das Portfolio an bestimmten durch Wohnimmobilien besicherten Risikopositionen gegeniiber Unternehmen in
Schweden angewendet werden. Die strengere nationale Manahme sollte fiir zwei Jahre gelten — mit der Moglichkeit
der Verlingerung — oder so lange, bis die makroprudenziellen oder systemischen Risiken nicht mehr bestehen (je
nachdem, was zuerst eintritt).

Am 12. Mai 2023 reichte die Finansinspektionen (schwedische Finanzaufsichtsbehorde) beim ESRB ein Ersuchen ein,
um die gegenseitige Anerkennung der oben genannten makroprudenziellen Mafnahme gemifs Artikel 458
Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu empfehlen. Zur Vermeidung negativer grenziiberschreitender
Auswirkungen durch Umgehung staatlicher Regulierung und Aufsichtsarbitrage, die sich aus der Umsetzung der in
Schweden gemafd Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendeten
makroprudenziellen Maffnahme ergeben konnten, hat der Verwaltungsrat des ESRB beschlossen, diese Mafinahme
in die Liste der makroprudenziellen Mafnahmen aufzunehmen, deren gegenseitige Anerkennung gemidf der
Empfehlung ESRB/2015/2 empfohlen wird.

Der Verwaltungsrat des ESRB hat dariiber hinaus beschlossen, einen institutsspezifischen Hochstschwellenwert fiir
die Wesentlichkeit in Hohe von 5 Mrd SEK zu empfehlen, um die Anwendung des De-minimis-Prinzips durch den
gegenseitig anerkennenden Mitgliedstaat zu steuern.

Diese Anderung der Empfehlung ESRB/2015/2 berithrt das Weiterbestehen der Empfehlung zur gegenseitigen
Anerkennung der von den schwedischen Behorden am 31. Dezember 2018 aktivierten und in der
Empfehlung ESRB/2019/1 vom ESRB zur gegenseitigen Anerkennung empfohlenen nationalen makroprudenziellen
Mafnahmen nicht.

Die Empfehlung ESRB/2015/2 sollte daher entsprechend geindert werden —

Empfehlung ESRB[2015/2 des Europdischen Ausschusses fiir Systemrisiken vom 15. Dezember 2015 zur Bewertung der grenziiber-
schreitenden Auswirkungen und der gegenseitigen Anerkennung auf freiwilliger Basis in Bezug auf makroprudenzielle Mainahmen
(ABL. C 97 vom 12.3.2016, S. 9).

Empfehlung ESRB[2017/4 des Europiischen Ausschusses fiir Systemrisiken vom 20. Oktober 2017 zur Anderung der
Empfehlung ESRB[2015/2 zur Bewertung der grenziiberschreitenden Auswirkungen und der gegenseitigen Anerkennung auf
freiwilliger Basis in Bezug auf makroprudenzielle Mafinahmen (ABL. C 431 vom 15.12.2017, S. 1).

Empfehlung ESRB/2019/1 des Europdischen Ausschusses fiir Systemrisiken vom 15. Januar 2019 zur Anderung der
Empfehlung ESRB/2015/2 zur Bewertung der grenziiberschreitenden Auswirkungen und der gegenseitigen Anerkennung auf
freiwilliger Basis in Bezug auf makroprudenzielle Manahmen (ABL. C 106 vom 20.3.2019, S. 1).
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HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ERLASSEN:

ANDERUNGEN
Die Empfehlung ESRB/2015/2 wird wie folgt gedndert:
1. Abschnitt 1 Empfehlung C Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,1. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, makroprudenzielle Mafinahmen, die von anderen jeweiligen Behorden
erlassen wurden und deren gegenseitige Anerkennung der ESRB empfohlen hat, ihrerseits anzuerkennen. Es wird
empfohlen, die folgenden im Anhang niher beschriebenen Mafnahmen gegenseitig anzuerkennen:

Belgien:

— eine Systemrisikopufferquote von 9 % fiir alle IRB-Risikopositionen aus dem Mengengeschift gegeniiber
natiirlichen Personen, die durch Wohnimmobilien mit in Belgien belegenen Sicherheiten besichert sind.

Deutschland:

— eine Systemrisikopufferquote von 2 % fiir i) alle IRB-Risikopositionen, die durch in Deutschland belegene
Wohnimmobilien besichert sind und ii) alle Risikopositionen, auf welche der Standardansatz angewendet wird,
die im Sinne des Artikel 125 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und
des Rates (°) vollstindig durch in Deutschland belegene Wohnimmobilien besichert sind.

Frankreich:

— eine Absenkung der Obergrenze fiir Grofkredite im Sinne des Artikels 395 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 in Bezug auf Risikopositionen gegentiber groffen, hoch verschuldeten nichtfinanziellen Kapitalge-
sellschaften mit eingetragenem Sitz in Frankreich auf 5 % des Kernkapitals, die gemafS Artikel 458 Absatz 2
Buchstabe d Ziffer ii der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auf global systemrelevante Institute (G-SRIs) sowie
anderweitig systemrelevante Institute (A-SRIs) auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidierungsebene
angewendet wird.

Litauen:

— eine Systemrisikopufferquote von 2 % fiir alle Risikopositionen aus dem Mengengeschift gegeniiber in der
Republik Litauen ansissigen natiirlichen Personen, die durch Wohnimmobilien besichert sind.

Luxemburg:

— rechtsverbindliche  Beleihungsgrenzen fir neue Hypothekarkredite fiir in Luxemburg belegene
Wohnimmobilien, wobei fir die verschiedenen Kategorien von Kreditnehmern unterschiedliche
Beleihungsgrenzen gelten:

a) eine Beleihungsgrenze von 100 % fuir Erstkiufer, die ihren Hauptwohnsitz erwerben;

b) eine Beleihungsgrenze von 90 % fiir sonstige Kiufer, d. h. Nicht-Erstkdufer, die ihren Hauptwohnsitz
erwerben. Diese Grenze wird proportional iiber eine Portfoliowertberichtigung umgesetzt. Insbesondere
diirfen Kreditgeber bei 15 % des Portfolios neuer Hypotheken, die diesen Kreditnehmern gewdhrt werden,
eine Beleihungsgrenze von iiber 90 % festlegen, die jedoch die maximal zuldssige Beleihungsgrenze von
100 % nicht erreichen darf;

c) eine Beleihungsgrenze von 80 % fir sonstige Hypothekarkredite (einschlieflich des Segments Kauf zur
Weitervermietung).

Niederlande:

— ein durchschnittliches Mindestrisikogewicht, das gemifl Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auf in den Niederlanden zugelassene Kreditinstitute angewendet wird, die zur
Berechnung der Eigenkapitalanforderungen in Bezug auf ihre Portfolios mit Risikopositionen gegeniiber
natiirlichen Personen, die durch in den Niederlanden belegene Wohnimmobilien besichert sind, den IRB-
Ansatz verwenden. Fir jede einzelne Risikoposition, die in den Anwendungsbereich der Maffnahme fallt, wird
dem Teil des Kredits, der 55 % des Marktwerts der zur Besicherung des Kredits dienenden Immobilie nicht
tibersteigt, ein Risikogewicht von 12 % zugewiesen und dem verbleibenden Teil des Kredits ein Risikogewicht
von 45 %. Das durchschnittliche Mindestrisikogewicht des Portfolios ist der risikopositionsgewichtete
Durchschnitt der Risikogewichte der einzelnen Kredite.

() Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber Aufsichtsanforderungen an
Kreditinstitute und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABL. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).
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Norwegen:

— eine fur alle Risikopositionen in Norwegen geltende Systemrisikopufferquote von 4,5 %, die gemaf Artikel 133
der Richtlinie 2013/36/EU des Europdischen Parlaments und des Rates (") in der gemaf$ den Bestimmungen des
Abkommens iiber den Europdischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) (') zum 31. Dezember 2022 fiir
Norwegen anzuwendenden Fassung (nachfolgend die ,CRD in der zum 31. Dezember 2022 fiir und in
Norwegen anzuwendenden Fassung’) auf alle in Norwegen zugelassenen Kreditinstitute angewendet wird;

— eine Untergrenze von 20 % fiir die (risikopositionsgewichteten) durchschnittlichen Risikogewichte von durch
Wohnimmobilien besicherten Risikopositionen in Norwegen, die gemifl Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d
Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der gemifl den Bestimmungen des EWR-Abkommens zum
31. Dezember 2022 fiir Norwegen anzuwendenden Fassung (nachfolgend die ,CRR in der zum 31. Dezember
2022 fiir und in Norwegen anzuwendenden Fassung) auf in Norwegen zugelassene Kreditinstitute angewendet
wird, die zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen den auf internen Ratings basierenden (IRB) Ansatz
anwenden;

— eine Untergrenze von 35 % fiir die (risikopositionsgewichteten) durchschnittlichen Risikogewichte von durch
Gewerbeimmobilien besicherten Risikopositionen in Norwegen, die gemafd Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d
Ziffer iv der CRR in der zum 31. Dezember 2022 fiir Norwegen anzuwendenden Fassung auf in Norwegen
zugelassene Kreditinstitute angewendet wird, die zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen den IRB-
Ansatz anwenden.

Schweden:

— eine kreditinstitutsspezifische Untergrenze von 25 % fiir die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen
Risikogewichte, die auf das Portfolio an durch Immobilien besicherten Risikopositionen aus dem
Mengengeschift gegentiber Schuldnern mit Sitz in Schweden gemaf8 Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendet werden, fir in Schweden zugelassene Kreditinstitute, die zur
Berechnung der Eigenkapitalanforderungen den IRB-Ansatz verwenden;

— eine kreditinstitutsspezifische Untergrenze von 35 % fiir die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen
Risikogewichte, die auf das Portfolio an durch Gewerbeimmobilien (physisch in Schweden belegene
Immobilien, die fiir gewerbliche Zwecke gehalten werden, um Mieteinnahmen zu erzielen) besicherten
Risikopositionen gegeniiber Unternehmen angewendet werden, und eine kreditinstitutsspezifische Untergrenze
von 25 % fiir die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen Risikogewichte, die auf das Portfolio an durch
Wohnimmobilien (physisch in Schweden belegene Wohngebiude, die iiber mehr als drei Wohnungen verfiigen
und die fur gewerbliche Zwecke gehalten werden, um Mieteinnahmen zu erzielen) besicherten Risikopositionen
gegeniiber Unternehmen gemaf$ Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
angewendet werden, fiir in Schweden zugelassene Kreditinstitute, die zur Berechnung der Eigenkapitalanfor-
derungen den IRB-Ansatz verwenden.”

2. Der Anhang erhilt die Fassung des Anhangs dieser Empfehlung.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 6. Juli 2023.

Der Leiter des ESRB-Sekretariats,
im Auftrag des Verwaltungsrats des ESRB,
Francesco MAZZAFERRO

(") Richtlinie 2013/36/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber den Zugang zur Titigkeit von
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten, zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABL. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).

(") ABLL1vom 3.1.1994, S. 3.
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ANHANG
~ANHANG
Belgien

Eine Systemrisikopufferquote von 9 % fiir alle IRB-Risikopositionen aus dem Mengengeschift, die durch
Wohnimmobilien mit in Belgien belegenen Sicherheiten besichert sind

I.  Beschreibung der MafSnahme

1. Die belgische Malnahme, die gemafS Artikel 133 der Richtlinie 2013/36/EU angewendet wird, schreibt fir IRB-
Risikopositionen aus dem Mengengeschift gegeniiber natiirlichen Personen, die durch Wohnimmobilien mit in
Belgien belegenen Sicherheiten besichert sind (sowohl nicht ausgefallene als auch ausgefallene Risikopositionen),
eine Systemrisikopufferquote von 9 % vor.

II. Gegenseitige Anerkennung

2. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die belgische Mafnahme ihrerseits anzuerkennen und auf IRB-
Risikopositionen aus dem Mengengeschift gegeniiber natiirlichen Personen anzuwenden, die durch
Wohnimmobilien mit in Belgien belegenen Sicherheiten besichert sind (sowohl nicht ausgefallene als auch
ausgefallene Risikopositionen). Alternativ kann die Mafnahme durch Verwendung des folgenden Anwendungs-
bereichs bei den COREP-Meldungen gegenseitig anerkannt werden: durch in Belgien belegene Wohnimmobilien
besicherte IRB-Risikopositionen aus dem Mengengeschift gegeniiber natiirlichen Personen (sowohl nicht
ausgefallene als auch ausgefallene Risikopositionen).

3. Steht in jhrem Land nicht die gleiche makroprudenzielle Mainahme zur Verfiigung, wird den jeweiligen Behorden
nach Abstimmung mit dem ESRB empfohlen, die in ihrem Land zur Verfiigung stehende makroprudenzielle
Mafinahme anzuwenden, die in ihrer Wirkung der genannten gegenseitigen Anerkennung am gleichwertigsten
ist, einschlieflich der Anwendung von Aufsichtsmafnahmen und -befugnissen, die in Titel VII Kapitel 2
Abschnitt IV der Richtlinie 2013/36/EU festgelegt sind. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die
gleichwertige Mainahme bis spitestens vier Monate nach der Veréffentlichung dieser Empfehlung im Amtsblatt
der Europdischen Union zu erlassen.

III. Wesentlichkeitsschwelle

4. Die Mafinahme wird erginzt durch eine institutsspezifische Wesentlichkeitsschwelle zur Steuerung der
potenziellen Anwendung des De-minimis-Prinzips durch die jeweiligen Behorden, die die MafSnahme gegenseitig
anerkennen. Institute konnen von der Systemrisikopufferanforderung ausgenommen werden, solange ihre
entsprechenden sektoralen Risikopositionen 2 Mrd EUR nicht iibersteigen. Daher wird eine gegenseitige
Anerkennung nur verlangt, sobald der institutsspezifische Schwellenwert iiberschritten wird.

5. Gemifd Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB[2015/2 stellt die Wesentlichkeitsschwelle von 2 Mrd EUR eine
empfohlene Hochstgrenze dar. Die jeweiligen gegenseitig anerkennenden Behérden konnen daher anstelle der
Anwendung des empfohlenen Schwellenwerts gegebenenfalls einen niedrigeren Schwellenwert fiir ihr Land
festsetzen oder die Malnahme ohne jegliche Wesentlichkeitsschwelle gegenseitig anerkennen.

Deutschland

Eine Systemrisikopufferquote von 2 % fiir i) alle IRB-Risikopositionen, die durch in Deutschland belegene
Wohnimmobilien besichert sind und ii) alle Risikopositionen, auf welche der Standardansatz angewendet wird,
die im Sinne des Artikels 125 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vollstindig durch in Deutschland
belegene Wohnimmobilien besichert sind;

. Beschreibung der Manahme

1. Die deutsche Mafinahme, die gemdfd Artikel 133 der Richtlinie 2013/36/EU angewendet wird, schreibt fiir alle
Risikopositionen (d. h. aus dem Mengengeschift und dem Nicht-Mengengeschift) gegeniiber natiirlichen und
juristischen Personen, die durch in Deutschland belegene Wohnimmobilien besichert sind, eine Systemrisikopuf-
ferquote von 2 % vor. Die Maffnahme gilt fir i) in Deutschland zugelassene Kreditinstitute, die zur Berechnung
ihrer risikogewichteten Positionsbetrige, die vollstindig durch in Deutschland belegene Wohnimmobilien
besichert sind, den IRB-Ansatz verwenden und ii) in Deutschland zugelassene Kreditinstitute, die zur Berechnung
ihrer risikogewichteten Positionsbetrige fiir Risikobetrdge, die im Sinne des Artikels 125 Absatz 2 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 vollstindig durch in Deutschland belegene Wohnimmobilien besichert sind, den
Standardansatz verwenden.
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II. Gegenseitige Anerkennung

2. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die deutsche Mafinahme ihrerseits anzuerkennen und auf im Inland
zugelassene Kreditinstitute anzuwenden.

3. Stehtin ithrem Land nicht die gleiche makroprudenzielle Mafinahme zur Verfiigung, wird den jeweiligen Behorden
nach Abstimmung mit dem ESRB empfohlen, die in ihrem Land zur Verfiigung stehende makroprudenzielle
Mafnahme anzuwenden, die in ihrer Wirkung der genannten gegenseitigen Anerkennung am gleichwertigsten
ist, einschlieflich der Anwendung von Aufsichtsmaflnahmen und -befugnissen, die in Titel VII Kapitel 2
Abschnitt IV der Richtlinie 2013/36/EU festgelegt sind.

4. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, sicherzustellen, dass die Gegenseitigkeitsregelung ab dem
1. Februar 2023 gilt und eingehalten wird.

[II. Wesentlichkeitsschwelle

5. Die Maflnahme wird erginzt durch eine institutsspezifische Wesentlichkeitsschwelle zur Steuerung der
potenziellen Anwendung des De-minimis-Prinzips durch die jeweiligen Behorden, die die MafSnahme gegenseitig
anerkennen. Institute konnen von der Systemrisikopufferanforderung ausgenommen werden, wenn ihre
entsprechenden sektoralen Risikopositionen 10 Mrd EUR nicht tbersteigen. Daher wird eine gegenseitige
Anerkennung nur verlangt, sobald der institutsspezifische Schwellenwert tiberschritten wird.

6. Die jeweiligen Behorden sollten die Wesentlichkeit der Risikopositionen tiberwachen. Gemafd Abschnitt 2.2.1 der
Empfehlung ESRB/2015/2 stellt die Wesentlichkeitsschwelle von 10 Mrd EUR eine empfohlene Hochstgrenze dar.
Die jeweiligen gegenseitig anerkennenden Behorden konnen daher anstelle der Anwendung des empfohlenen
Schwellenwerts gegebenenfalls einen niedrigeren Schwellenwert fiir ihr Land festsetzen oder die Mainahme ohne
jegliche Wesentlichkeitsschwelle gegenseitig anerkennen.

Frankreich

Eine Absenkung der Obergrenze fiir Groflkredite im Sinne des Artikels 395 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 in Bezug auf Risikopositionen gegeniiber grof$en, hoch verschuldeten nichtfinanziellen Kapitalge-
sellschaften mit eingetragenem Sitz in Frankreich auf 5 % des Kernkapitals, die gemif§ Artikel 458 Absatz 2
Buchstabe d Ziffer ii der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auf global systemrelevante Institute (G-SRIs) sowie
anderweitig systemrelevante Institute (A-SRIs) auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidierungsebene
angewendet wird.

. Beschreibung der MalSnahmen

1. Die gemif8 Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer ii der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendete und den
G-SRIs sowie A-SRIs auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidierungsebene (nicht auf teilkonsolidierter Ebene)
auferlegte franzosische Mafinahme besteht aus einer Absenkung der Obergrenze fiir Grofkredite auf 5 % ihres
Kernkapitals in Bezug auf Risikopositionen gegeniiber groffen, hoch verschuldeten nichtfinanziellen Kapitalgesell-
schaften mit eingetragenem Sitz in Frankreich.

2. Eine nichtfinanzielle Kapitalgesellschaft wird als eine natiirliche oder juristische Person im Sinne des Privatrechts
mit eingetragenem Sitz in Frankreich definiert, die auf ihrer Ebene und auf oberster Konsolidierungsebene im
Sinne der in Anhang A Nummer 2.45 der Verordnung (EU) Nr. 549/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates (') enthaltenen Definition zum Sektor der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften zahlt.

3. Die Mafinahme wird auf Risikopositionen gegeniiber nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften mit eingetragenem
Sitz in Frankreich und auf Risikopositionen gegeniiber Gruppen verbundener nichtfinanzieller Kapitalgesell-
schaften wie folgt angewendet:

a) In Bezug auf nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften, die Teil einer Gruppe verbundener nichtfinanzieller
Kapitalgesellschaften mit eingetragenem Sitz auf oberster Konsolidierungsebene in Frankreich sind, wird die
Mafinahme auf die Summe der Nettorisikopositionen gegeniiber der Gruppe und all ihren verbundenen
Unternehmen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 39 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendet;

(") Verordnung (EU) Nr. 549/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 zum Europiischen System Volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene in der Europaischen Union (ABI. L 174 vom 26.6.2013, S. 1).
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b) in Bezug auf nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften, die Teil einer Gruppe verbundener nichtfinanzieller
Kapitalgesellschaften mit eingetragenem Sitz auf oberster Konsolidierungsebene auferhalb von Frankreich
sind, wird die Maflnahme auf die Summe aus folgenden Positionen angewendet:

i) Risikopositionen gegeniiber den nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften mit eingetragenem Sitz in
Frankreich;

ii) Risikopositionen gegeniiber den Unternehmen in Frankreich oder im Ausland, iiber die die in Ziffer i
genannten nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften eine direkte oder indirekte Kontrolle gemif§ Artikel 4
Absatz 1 Nummer 39 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ausiiben, und

iii) Risikopositionen gegeniiber den Unternehmen in Frankreich oder im Ausland, die von den in Ziffer i
genannten nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften gemdff Artikel 4 Absatz 1 Nummer 39 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 wirtschaftlich abhangig sind.

Nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften ohne eingetragenen Sitz in Frankreich, die keine Tochterunternehmen oder
wirtschaftlich abhingige Unternehmen einer nichtfinanziellen Kapitalgesellschaft mit eingetragenem Sitz in
Frankreich sind und die nicht direkt oder indirekt durch eine solche kontrolliert werden, fallen somit nicht in den
Geltungsbereich der Mafnahme.

Gemaf Artikel 395 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist die Maffnahme nach Beriicksichtigung der
Wirkung der Kreditrisikominderungstechniken und Ausnahmen gemif den Artikeln 399 bis 403 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 anwendbar.

4. Ein G-SRI oder ein A-SRI hat eine nichtfinanzielle Kapitalgesellschaft mit eingetragenem Sitz in Frankreich als
groff einzustufen, wenn ihre urspriingliche Risikoposition gegeniiber der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaft
oder der Gruppe verbundener nichtfinanzieller Kapitalgesellschaften im Sinne des Absatzes 3 mindestens
300 Mio EUR betrdgt. Der urspriingliche Risikopositionswert wird gemaff den Artikeln 389 und 390 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vor der Beriicksichtigung der Wirkung der in den Artikeln 399 bis 403 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten Kreditrisikominderungstechniken und Ausnahmen berechnet,
entsprechend der Meldung gemidfl Artikel 9 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der
Kommission (3).

5. Eine nichtfinanzielle Kapitalgesellschaft wird als hoch verschuldet eingestuft, wenn ihre Verschuldungsquote mehr
als 100 % und ihre Quote zur Deckung der Finanzierungskosten unter drei betrdgt, und zwar berechnet auf der
obersten Konsolidierungsebene der Gruppe wie folgt:

a) Die Verschuldungsquote stellt das Verhaltnis von Gesamtverschuldung abziiglich Bargeld zum Eigenkapital dar;
und

b) die Quote zur Deckung der Finanzierungskosten stellt das Verhiltnis von zum einen Wertschopfung zuziiglich
betrieblicher Subventionen abziiglich: i) Lohnen und Gehiltern, ii) betrieblicher Steuern und Abgaben, iii)
sonstiger ordentlicher betrieblicher Nettoaufwendungen abziiglich der Nettozinsausgaben und dhnlicher
Aufwendungen sowie iv) Abschreibungen und zum anderen Zinsen und dhnlichen Aufwendungen dar.

Die Quoten werden unter Verwendung von Aggregaten im Einklang mit den anwendbaren Standards, wie sie in

den Jahresabschliissen der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaft dargestellt und gegebenenfalls von einem
Wirtschaftspriifer testiert sind, berechnet.

II. Gegenseitige Anerkennung

6. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die franzdsische MafSnahme ihrerseits anzuerkennen und auf im Inland
zugelassene G-SRIs und A-SRIs auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidierungsebene in ihrem Land anzuwenden.

7. Steht in ihrem Land nicht die gleiche makroprudenzielle Mafnahme im Einklang mit Empfehlung C Absatz 2 zur
Verfigung, wird den jeweiligen Behdrden nach Abstimmung mit dem ESRB empfohlen, die in ihrem Land zur
Verfiigung stehende makroprudenzielle Mafnahme anzuwenden, die in ihrer Wirkung der genannten
gegenseitigen Anerkennung am gleichwertigsten ist. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die gleichwertige
Mafinahme bis spitestens sechs Monate nach der Veroffentlichung dieser Empfehlung im Amtsblatt der
Europdischen Union zu erlassen.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 2014 zur Festlegung technischer Durchfithrungss-
tandards fiir die aufsichtlichen Meldungen der Institute gemaf$ der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und
des Rates (ABL. L 191 vom 28.6.2014, S. 1).
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III. Wesentlichkeitsschwelle

8. Die Mainahme wird erginzt durch eine kombinierte Wesentlichkeitsschwelle zur Steuerung der potenziellen
Anwendung des De-minimis-Prinzips durch die jeweiligen Behorden, die die Manahme gegenseitig anerkennen,
welche sich aus zwei Komponenten zusammensetzt:

a) einem Schwellenwert von 2 Mrd EUR in Bezug auf die Summe der urspriinglichen Risikopositionen der im
Inland zugelassenen G-SRIs und A-SRIs auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidierungsebene gegeniiber dem
franzosischen Sektor der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften;

b) einem fiir im Inland zugelassene G-SRIs und A-SRIs anwendbaren Schwellenwert von 300 Mio EUR, der dem
unter Buchstabe a genannten Schwellenwert entspricht oder diesen iiberschreitet in Bezug auf:

i) eine einzige urspriingliche Risikoposition gegeniiber einer nichtfinanziellen Kapitalgesellschaft mit
eingetragenem Sitz in Frankreich;

ii) die gemdfs Absatz 3 Buchstabe a berechnete Summe der urspriinglichen Risikopositionen gegeniiber einer
Gruppe verbundener nichtfinanzieller Kapitalgesellschaften mit eingetragenem Sitz auf oberster
Konsolidierungsebene in Frankreich;

iii) die Summe der urspriinglichen Risikopositionen gegeniiber nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften mit
eingetragenem Sitz in Frankreich, die Teil einer Gruppe verbundener nichtfinanzieller Kapitalgesell-
schaften mit eingetragenem Sitz auf oberster Konsolidierungsebene auflerhalb von Frankreich sind,
entsprechend der Meldung gemaf8 den im Anhang VIII enthaltenen Vorlagen C 28.00 und C 29.00 der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 680/2014;

¢) einem Schwellenwert von 5 % des Kernkapitals der G-SRIs und A-SRIs auf oberster Konsolidierungsebene fiir
die unter Buchstabe b festgestellten Risikopositionen nach Beriicksichtigung der Wirkung der Kreditrisikomin-
derungstechniken und Ausnahmen gemaf den Artikeln 399 bis 403 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013.

Die in den Buchstaben b und ¢ genannten Schwellenwerte sind unabhingig davon anzuwenden, ob das jeweilige
Unternehmen oder die jeweilige nichtfinanzielle Kapitalgesellschaft hoch verschuldet ist.

Der in den Buchstaben a und b genannte urspriingliche Risikopositionswert ist gemaf den Artikeln 389 und 390
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vor der Berticksichtigung der Wirkung der in den Artikeln 399 bis 403 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten Kreditrisikominderungstechniken und Ausnahmen entsprechend der
Meldung gemifl Artikel 9 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zu berechnen.

9. Gemifl Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB/2015/2 konnen die jeweiligen Behorden des betroffenen
Mitgliedstaats im Inland zugelassenen G-SRIs und A-SRIs auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidierungsebene
eine Ausnahme gewihren, solange die in Absatz 8 genannte kombinierte Wesentlichkeitsschwelle nicht
tiberschritten wird. Bei der Anwendung der Wesentlichkeitsschwelle sollten die jeweiligen Behorden die
Wesentlichkeit der Risikopositionen von im Inland zugelassenen G-SRIs und A-SRIs gegeniiber dem
franzosischen Sektor der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften sowie die Risikokonzentration von im Inland
zugelassenen G-SRIs und A-SRIs gegeniiber grofen nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften mit eingetragenem
Sitz in Frankreich iiberwachen. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die franzosische MafSnahme auf zuvor
ausgenommene, im Inland zugelassene G-SRIs und A-SRIs auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidierungsebene
anzuwenden, sobald die in Absatz 8 genannte kombinierte Wesentlichkeitsschwelle iiberschritten wird. Die
jeweiligen Behorden werden aufgefordert, andere Marktteilnehmer in ihrem Land auf die mit der gestiegenen
Verschuldung grofRer nichtfinanzieller Kapitalgesellschaften mit eingetragenem Sitz in Frankreich verbundenen
Systemrisiken aufmerksam zu machen.

10. Sind in den betroffenen Mitgliedstaaten keine G-SRIs oder A-SRIs auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidie-
rungsebene zugelassen, deren Risikopositionen gegeniiber dem franzdsischen Sektor der nichtfinanziellen
Kapitalgesellschaften die in Absatz 8 genannte Wesentlichkeitsschwelle iibersteigen, konnen die jeweiligen
Behorden der betroffenen Mitgliedstaaten gemafl Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB/2015/2 beschliefRen, die
franzosische Mafinahme ihrerseits nicht anzuerkennen. In diesem Fall sollten die jeweiligen Behorden die
Wesentlichkeit der Risikopositionen von im Inland zugelassenen G-SRIs und A-SRIs gegeniiber dem
franzosischen Sektor der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften sowie die Risikokonzentration von im Inland
zugelassenen G-SRIs und A-SRIs gegeniiber grofen nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften mit eingetragenem
Sitz in Frankreich tiberwachen. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die franzosische Mainahme ihrerseits
anzuerkennen, sobald ein G-SRI oder A-SRI auf oberster bankaufsichtlicher Konsolidierungsebene die in Absatz 8
genannte kombinierte Wesentlichkeitsschwelle tiberschreitet. Die jeweiligen Behorden werden aufgefordert,
andere Marktteilnehmer in ihrem Land auf die mit der gestiegenen Verschuldung grofer nichtfinanzieller
Kapitalgesellschaften mit eingetragenem Sitz in Frankreich verbundenen Systemrisiken aufmerksam zu machen.
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11. Gemifs Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB/2015/2 stellt die in Absatz 8 genannte kombinierte Wesentlich-
keitsschwelle eine empfohlene Hochstgrenze dar. Die jeweiligen gegenseitig anerkennenden Behérden konnen
daher anstelle der Anwendung des empfohlenen Schwellenwerts gegebenenfalls einen niedrigeren Schwellenwert
fur ihr Land festsetzen oder die Mafnahme ohne jegliche Wesentlichkeitsschwelle gegenseitig anerkennen.

Litauen

Eine Systemrisikopufferquote von 2 % fiir alle Risikopositionen aus dem Mengengeschiift gegeniiber in der
Republik Litauen ansissigen natiirlichen Personen, die durch Wohnimmobilien besichert sind.

. Beschreibung der Manahme

1. Die litauische Mafnahme, die gemif Artikel 133 der Richtlinie 2013/36/EU angewendet wird, schreibt fiir alle
Risikopositionen aus dem Mengengeschift gegeniiber natiirlichen Personen in Litauen, die durch
Wohnimmobilien besichert sind, eine Systemrisikopufferquote von 2 % vor.

II. Gegenseitige Anerkennung

2. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die litauische Maflnahme ihrerseits anzuerkennen und auf in Litauen
ansissige Zweigstellen von im Inland zugelassenen Banken und auf direkte grenziiberschreitende
Risikopositionen gegeniiber natiirlichen Personen in Litauen, die durch Wohnimmobilien besichert sind,
anzuwenden. Da ein erheblicher Teil der gesamten Hypothekenpositionen von in Litauen titigen Zweigstellen
auslindischer Banken gehalten wird, wiirde die gegenseitige Anerkennung der Mafnahme durch andere
Mitgliedstaaten dazu beitragen, gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen und sicherzustellen, dass alle
wichtigen Marktteilnehmer dem erhohten Risiko durch Wohnimmobilien in Litauen Rechnung tragen und ihre
Widerstandsfahigkeit erhohen.

3. Stehtin threm Land nicht die gleiche makroprudenzielle Mafinahme zur Verfiigung, wird den jeweiligen Behorden
nach Abstimmung mit dem ESRB empfohlen, die in ihrem Land zur Verfigung stehende makroprudenzielle
Mafnahme anzuwenden, die in ihrer Wirkung der genannten gegenseitigen Anerkennung am gleichwertigsten
ist, einschlieflich der Anwendung von Aufsichtsmafnahmen und -befugnissen, die in Titel VII Kapitel 2
Abschnitt IV der Richtlinie 2013/36/EU festgelegt sind. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die
gleichwertige Malnahme bis spitestens vier Monate nach der Veroffentlichung dieser Empfehlung im Amtsblatt
der Europdischen Union zu erlassen.

III. Wesentlichkeitsschwelle

4. Die Mafinahme wird ergdnzt durch eine institutsspezifische Wesentlichkeitsschwelle zur Steuerung der
potenziellen Anwendung des De-minimis-Prinzips durch die jeweiligen Behorden, die die Mafinahme gegenseitig
anerkennen. Institute konnen von der Systemrisikopufferanforderung ausgenommen werden, wenn ihre
entsprechenden sektoralen Risikopositionen 50 Mio EUR nicht ibersteigen, was etwa 0,5 % der entsprechenden
Risikopositionen des gesamten Kreditinstitutssektors in Litauen entspricht. Daher wird eine gegenseitige
Anerkennung nur verlangt, sobald der institutsspezifische Schwellenwert tiberschritten wird.

5. Begriindung fiir einen solchen Schwellenwert:

a) Das Potenzial fiir eine regulatorische Fragmentierung muss so gering wie moglich gehalten werden, da die
gleiche Wesentlichkeitsschwelle auch fiir in Litauen zugelassene Kreditinstitute gelten wird.

b) Die Anwendung einer solchen Wesentlichkeitsschwelle wiirde dazu beitragen, gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen in dem Sinne zu gewihrleisten, dass Institute mit dhnlich grolen Risikopositionen der Systemrisi-
kopufferanforderung unterliegen.

¢) Der Schwellenwert ist fiir die Finanzstabilitdt von Bedeutung, da die weitere Entwicklung des Risikos durch
Wohnimmobilien in erster Linie von der Aktivitit am Wohnimmobilienmarkt abhingt, die zum Teil von der
Hohe der neu vergebenen Kredite zum Erwerb von Wohnimmobilien abhéngt. Daher sollte die Malinahme fur
Marktteilnehmer gelten, die auf diesem Markt titig sind, obwohl ihre Hypothekarkreditportfolios nicht so grof§
sind wie die der grofiten Kreditgeber.
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6. Gemifl Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB[2015/2 stellt die Wesentlichkeitsschwelle von 50 Mio EUR eine
empfohlene Hochstgrenze dar. Die jeweiligen gegenseitig anerkennenden Behérden konnen daher anstelle der
Anwendung des empfohlenen Schwellenwerts gegebenenfalls einen niedrigeren Schwellenwert fiir ihr Land
festsetzen oder die Malnahme ohne jegliche Wesentlichkeitsschwelle gegenseitig anerkennen.

Luxemburg

Rechtsverbindliche Beleihungsgrenzen fiir neue Hypothekarkredite fiir in Luxemburg belegene
Wohnimmobilien, wobei fiir die verschiedenen Kategorien von Kreditnehmern unterschiedliche
Beleihungsgrenzen gelten:

a) eine Beleihungsgrenze von 100 % fiir Erstkiufer, die ihren Hauptwohnsitz erwerben;

b) eine Beleihungsgrenze von 90 % fiir sonstige Kiufer, d. h. Nicht-Erstkiufer, die ihren Hauptwohnsitz
erwerben. Diese Grenze wird proportional iiber eine Portfoliowertberichtigung umgesetzt.
Insbesondere diirfen Kreditgeber bei 15 % des Portfolios neuer Hypotheken, die diesen Kreditnehmern
gewihrt werden, eine Beleihungsgrenze von iiber 90 % festlegen, die jedoch die maximal zuliissige
Beleihungsgrenze von 100 % nicht erreichen darf;

c) eine Beleihungsgrenze von 80 % fiir sonstige Hypothekarkredite (einschlie8lich des Segments Kauf zur
Weitervermietung).

. Beschreibung der Manahme

1. Die luxemburgischen Behorden haben rechtsverbindliche Beleihungsgrenzen fur neue Hypothekarkredite fiir in
Luxemburg belegene Wohnimmobilien eingefithrt. Auf die Empfehlung des Comité du Risque Systémique (*) hin
hat die Commission de Surveillance du Secteur Financier (Finanzmarktaufsichtsbehorde) (*) gemeinsam mit der
Banque centrale du Luxembourg Beleihungsgrenzen eingefiihrt, die zwischen drei Kategorien von Kreditnehmern
differenzieren. Die Beleihungsgrenzen fur jede der drei Kategorien lauten wie folgt:

a) eine Beleihungsgrenze von 100 % fiir Erstkaufer, die ihren Hauptwohnsitz erwerben;

b) eine Beleihungsgrenze von 90 % fiir sonstige Kdufer, d. h. Nicht-Erstkdufer, die ihren Hauptwohnsitz erwerben.
Diese Grenze wird proportional iiber eine Portfoliowertberichtigung umgesetzt. Insbesondere diirfen
Kreditgeber bei 15 % des Portfolios neuer Hypotheken, die diesen Kreditnehmern gewahrt werden, eine
Beleihungsgrenze von iiber 90 % festlegen, die jedoch die maximal zuldssige Beleihungsgrenze von 100 %
nicht erreichen darf;

) eine Beleihungsgrenze von 80 % fiir sonstige Hypothekarkredite (einschlieSlich des Segments Kauf zur
Weitervermietung).

2. Die Beleihungsquote stellt das Verhaltnis der Summe aller Kredite oder Kredittranchen, die der Kreditnehmer zum
Zeitpunkt der Kreditgewdhrung mit Wohnimmobilien besichert hat, zum Wert der Immobilie zum selben
Zeitpunkt dar.

3. Die Beleihungsgrenzen gelten unabhingig von der Art des Eigentums (z. B. Alleineigentum, Niefbrauch,
Eigentumsrecht ohne Nutzungsrecht (nacktes Eigentum’)).

4. Die Mafinahme gilt fur jeden privaten Kreditnehmer, der einen Hypothekarkredit fur den Erwerb einer
Wohnimmobilie in Luxemburg fiir nichtgewerbliche Zwecke aufnimmt. Die Maflnahme gilt auch, wenn der
Kreditnehmer eine Rechtsform wie eine Immobilieninvestmentgesellschaft nutzt, um diese Transaktion
abzuschlieen, und wenn es sich um gemeinsame Antrige handelt., Wohnimmobilien‘ umfassen Baugrundstiicke,
unabhingig davon, ob die Bauarbeiten unmittelbar nach dem Kauf oder Jahre danach stattfinden. Die Malnahme
gilt auch, wenn einem Kreditnehmer ein Kredit fur den Erwerb einer Immobilie mit einem Langzeitmietvertrag
gewihrt wird. Die Immobilie kann vom Eigentiimer selbst genutzt oder weitervermietet werden.

II. Gegenseitige Anerkennung

5. Mitgliedstaaten, deren Kreditinstitute, Versicherungsgesellschaften und Finanzakteure, die Kreditgeschifte titigen
(Hypothekarkreditgeber), wesentliche luxemburgische Kreditrisikopositionen in Form von direkten grenziiber-
schreitenden Krediten haben, wird empfohlen, die luxemburgische Mafinahme in ihrem Land gegenseitig
anzuerkennen. Steht in ihrem Land nicht die gleiche Mafinahme fiir alle relevanten grenziiberschreitenden
Risikopositionen zur Verfiigung, sollten die jeweiligen Behorden zur Verfiigung stehende Mainahmen anwenden,
die in ihrer Wirkung der bereits aktivierten makroprudenziellen Mafinahme am gleichwertigsten sind.

() Recommandation du comité du risque systémique du 9 novembre 2020 relative aux crédits portant sur des biens immobiliers a usage
résidentiel situés sur le territoire du Luxembourg (CRS/2020/005).

(*) CSSF Régulation N.20-08 du 3 décembre 2020 fixant des conditions pour l'octroi de crédits relatifs a des biens immobiliers a usage
résidentiel situés sur le territoire du Luxembourg.



31.8.2023 Amtsblatt der Europiischen Union C 307/11

6. Die Mitgliedstaaten sollten dem ESRB anzeigen, dass sie im Einklang mit Empfehlung D der
Empfehlung ESRB/2015/2 die luxemburgische Mafnahme gegenseitig anerkennen oder die De-minimis-
Ausnahmen in Anspruch nehmen. Die Anzeige sollte spitestens einen Monat nach Erlass der Gegenseitigkeits-
regelung unter Verwendung der entsprechenden auf der Website des ESRB verdffentlichten Vorlage erfolgen. Der
ESRB verdffentlicht die Anzeigen auf der Website des ESRB und gibt damit der Offentlichkeit die nationalen
Gegenseitigkeitsbeschliisse bekannt. Die Veroffentlichung beinhaltet alle Ausnahmen, die von den gegenseitig
anerkennenden Mitgliedstaaten gewahrt werden, sowie ihre Zusage, Sickerverluste zu iberwachen und erforderli-
chenfalls titig zu werden.

7. Den Mitgliedstaaten wird empfohlen, eine Mafinahme innerhalb von drei Monaten nach Veréffentlichung dieser
Empfehlung im Amtsblatt der Europdischen Union gegenseitig anzuerkennen.

III. Wesentlichkeitsschwelle

8. Die Manahme wird durch zwei Wesentlichkeitsschwellen in Form einer linderspezifischen und einer instituts-
spezifischen Wesentlichkeitsschwelle erginzt, die zur Steuerung der potenziellen Anwendung des De-minimis-
Prinzips durch die gegenseitig anerkennenden Mitgliedstaaten dienen. Die linderspezifische Wesentlichkeits-
schwelle fir den Gesamtwert grenziiberschreitender Hypothekarkredite an Luxemburg liegt bei 350 Mio EUR,
was etwa 1 % des gesamten inlindischen Hypothekenmarkts fiir Wohnimmobilien im Dezember 2020
entspricht. Die institutsspezifische Wesentlichkeitsschwelle fir den Gesamtwert grenziiberschreitender
Hypothekarkredite an Luxemburg liegt bei 35 Mio EUR, was etwa 0,1 % des gesamten inldndischen
Hypothekenmarkts fiir Wohnimmobilien in Luxemburg im Dezember 2020 entspricht. Eine gegenseitige
Anerkennung wird nur verlangt, sobald sowohl der linderspezifische Schwellenwert als auch der institutsspe-
zifische Schwellenwert tiberschritten werden.

Niederlande

Ein durchschnittliches Mindestrisikogewicht, das von IRB-Kreditinstituten in Bezug auf ihre Portfolios von
Risikopositionen gegenitber natiirlichen Personen angewendet wird, die durch in den Niederlanden belegene
Wohnimmobilien besichert sind. Fiir jede einzelne Risikoposition, die in den Anwendungsbereich der
Mafdnahme fillt, wird einem Teil des Kredits, der 55 % des Marktwerts der zur Besicherung des Kredits
dienenden Immobilie nicht iibersteigt, ein Risikogewicht von 12 % zugewiesen, und dem verbleibenden Teil des
Kredits ein Risikogewicht von 45 %. Das durchschnittliche Mindestrisikogewicht des Portfolios ist der risikoposi-
tionsgewichtete Durchschnitt der Risikogewichte der einzelnen Kredite.

. Beschreibung der Manahme

1. Die gemifl Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendete
niederlindische Mafinahme schreibt ein durchschnittliches Mindestrisikogewicht fiir das Portfolio mit
Risikopositionen der IRB-Kreditinstitute gegeniiber natiirlichen Personen vor, die durch Grundpfandrechte auf in
den Niederlanden belegene Wohnimmobilien besichert sind. Kredite, die unter die nationale Hypothekengarantie
fallen, sind von der Mafinahme ausgenommen.

2. Das durchschnittliche Mindestrisikogewicht ist wie folgt zu berechnen:

a) Fir jede einzelne Risikoposition, die in den Anwendungsbereich der Mafnahme fallt, wird dem Teil des Kredits,
der 55 % des Marktwerts der zur Besicherung des Kredits dienenden Immobilie nicht tibersteigt, ein
Risikogewicht von 12 % zugewiesen und dem verbleibenden Teil des Kredits ein Risikogewicht von 45 %. Die
fur diese Berechnung zu verwendende Beleihungsquote sollte gemifl den geltenden Bestimmungen der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bestimmt werden.

b) Das durchschnittliche Mindestrisikogewicht des Portfolios ist der risikopositionsgewichtete Durchschnitt der
Risikogewichte der einzelnen Kredite, berechnet wie vorstehend erldutert. Von der Malnahme ausgenommene
Einzelkredite werden bei der Berechnung des durchschnittlichen Mindestrisikogewichts nicht beriicksichtigt.

3. Diese Mafinahme ersetzt nicht die bestehenden Eigenkapitalanforderungen, die in der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 festgelegt sind und sich daraus ergeben. Banken, fiir die die Mafnahme gilt, miissen das
durchschnittliche Risikogewicht des Teils des Hypothekenportfolios, der in den Anwendungsbereich dieser
Mafinahme fillt, sowohl auf der Grundlage der regelmifig geltenden Bestimmungen der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 als auch auf der Grundlage der im Rahmen der Mafinahme dargelegten Methode berechnen. Bei
der Berechnung ihrer Eigenkapitalanforderungen miissen sie anschlieBend das hohere der beiden
durchschnittlichen Risikogewichte anwenden.
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II. Gegenseitige Anerkennung

4. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die niederldndische Mafnahme ihrerseits anzuerkennen und auf im
Inland zugelassene IRB-Kreditinstitute anzuwenden, bei denen Risikopositionen gegeniiber natiirlichen Personen
bestehen, die durch in den Niederlanden belegene Wohnimmobilien besichert sind, da ihr Bankensektor iiber ihre
Zweigstellen direkt oder indirekt dem Systemrisiko auf dem niederldndischen Wohnimmobilienmarkt ausgesetzt
sein kann oder werden konnte.

5. Im Einklang mit Empfehlung C Absatz 2 wird den jeweiligen Behorden empfohlen, innerhalb der in Empfehlung C
Absatz 3 genannten Frist dieselbe Maffnahme wie diejenige umzusetzen, die von der aktivierenden Behorde in den
Niederlanden umgesetzt wurde.

6. Steht in ihrem Land nicht die gleiche makroprudenzielle Manahme zur Verfiigung, wird den jeweiligen Behorden
nach Abstimmung mit dem ESRB empfohlen, die in ihrem Land zur Verfiigung stehende makroprudenzielle
Mafinahme anzuwenden, die in ihrer Wirkung der genannten gegenseitigen Anerkennung am gleichwertigsten
ist, einschlieflich der Anwendung von Aufsichtsmaflnahmen und -befugnissen, die in Titel VII Kapitel 2
Abschnitt IV der Richtlinie 2013/36/EU festgelegt sind. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die
gleichwertige Malnahme bis spitestens vier Monate nach der Veroffentlichung dieser Empfehlung im Amtsblatt
der Europdischen Union zu erlassen.

III. Wesentlichkeitsschwelle

7. Die Mafinahme wird erginzt durch eine institutsspezifische Wesentlichkeitsschwelle zur Steuerung der
potenziellen Anwendung des De-minimis-Prinzips durch die jeweiligen Behorden, die die MafSnahme gegenseitig
anerkennen. Institute kénnen von dem durchschnittlichen Mindestrisikogewicht fiir das Portfolio mit
Risikopositionen der IRB-Kreditinstitute gegentiber natiirlichen Personen, die durch Grundpfandrechte auf in den
Niederlanden belegene Wohnimmobilien besichert sind, ausgenommen werden, wenn dieser Wert 5 Mrd EUR
nicht uibersteigt. Kredite, die unter die nationale Hypothekengarantie fallen, werden nicht auf die Wesentlichkeits-
schwelle angerechnet.

8. Gemifl Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB/2015/2 stellt die Wesentlichkeitsschwelle von 5 Mrd EUR eine
empfohlene Hochstgrenze dar. Die jeweiligen gegenseitig anerkennenden Behorden konnen daher anstelle der
Anwendung des empfohlenen Schwellenwerts gegebenenfalls einen niedrigeren Schwellenwert fir ihr Land
festsetzen oder die Malnahme ohne jegliche Wesentlichkeitsschwelle gegenseitig anerkennen.

Norwegen

— eine Systemrisikopufferquote von 4,5 % fiir Risikopositionen in Norwegen, die gemif} Artikel 133 der
Richtlinie 2013/36/EU in der gemifl den Bestimmungen des Abkommens iitber den Europiischen
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) zum 31. Dezember 2022 fiir und in Norwegen anzuwendenden Fassung
(nachfolgend die ,CRD in der zum 31. Dezember 2022 fiir und in Norwegen anzuwendenden Fassung‘) auf alle
in Norwegen zugelassenen Kreditinstitute angewendet wird;

— eine Untergrenze von 20 % fiir die (risikopositionsgewichteten) durchschnittlichen Risikogewichte von durch
Wohnimmobilien besicherten Risikopositionen in Norwegen, die gemiif§ Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d
Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der gemif} den Bestimmungen des EWR-Abkommens zum
31. Dezember 2022 fiir und in Norwegen anzuwendenden Fassung (nachfolgend die ,CRR in der zum
31. Dezember 2022 fiir und in Norwegen anzuwendenden Fassung‘) auf in Norwegen zugelassene
Kreditinstitute angewendet wird, die zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen den auf internen
Ratings basierenden (IRB) Ansatz anwenden;

— eine Untergrenze von 35 % fiir die (risikopositionsgewichteten) Risikogewichte von durch Gewerbeim-
mobilien besicherten Risikopositionen in Norwegen, die gemifd Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv
der CRR in der zum 31. Dezember 2022 fiir und in Norwegen anzuwendenden Fassung auf in Norwegen
zugelassene Kreditinstitute angewendet wird, die zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen den IRB-
Ansatz anwenden.

. Beschreibung der Malnahmen

1. Mit Wirkung vom 31. Dezember 2020 hat das Finansdepartementet (das norwegische Finanzministerium) die
folgenden drei makroprudenziellen Maffnahmen eingefiihrt: i) einen Systemrisikopuffer fiir Risikopositionen in
Norwegen gemifs Artikel 133 CRD in der zum 31. Dezember 2022 fiir und in Norwegen anzuwendenden
Fassung; ii) eine Risikogewichtsuntergrenze fiir durch Wohnimmobilien besicherte Risikopositionen in Norwegen
gemifS Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv CRR in der zum 31. Dezember 2022 fur und in Norwegen
anzuwendenden Fassung; und iii) eine Risikogewichtsuntergrenze fiir durch Gewerbeimmobilien besicherte
Risikopositionen in Norwegen gemafs Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv CRR in der zum 31. Dezember
2022 fir und in Norwegen anzuwendenden Fassung.
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2. Die Systemrisikopufferquote liegt bei 4,5 % und gilt fiir die inlindischen Risikopositionen aller in Norwegen
zugelassenen Kreditinstitute. Bei Kreditinstituten, die nicht den fortgeschrittenen IRB-Ansatz verwenden, liegt die
fur alle Risikopositionen geltende Systemrisikopufferquote bis zum 30. Dezember 2023 jedoch bei 3 %; danach
liegt die fur inldndische Risikopositionen geltende Systemrisikopufferquote bei 4,5 %.

3. Die Risikogewichtsuntergrenze fir Wohnimmobilien ist eine institutsspezifische —durchschnittliche
Risikogewichtsuntergrenze fiir durch Wohnimmobilien besicherte Risikopositionen in Norwegen, die auf IRB-
Kreditinstitute anwendbar ist. Die Risikogewichtsuntergrenze fiir Immobilien betrifft das risikopositionsge-
wichtete durchschnittliche Risikogewicht des Wohnimmobilienportfolios. Durch Wohnimmobilien besicherte
norwegische Risikopositionen sind als Risikopositionen aus dem Mengengeschift zu verstehen, die durch
Immobilien in Norwegen besichert sind.

4. Die Risikogewichtsuntergrenze fiir Gewerbeimmobilien ist eine institutsspezifische durchschnittliche
Risikogewichtsuntergrenze fiir durch Gewerbeimmobilien besicherte Risikopositionen in Norwegen, die auf IRB-
Kreditinstitute anwendbar ist. Die Risikogewichtsuntergrenze fiir Immobilien betrifft das positionsgewichtete
durchschnittliche Risikogewicht des Gewerbeimmobilienportfolios. Durch Gewerbeimmobilien besicherte
norwegische Risikopositionen sind als Risikopositionen gegeniiber Unternehmen zu verstehen, die durch
Immobilien in Norwegen besichert sind.

.  Gegenseitige Anerkennung

5a. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die norwegischen Mafinahmen fiir Risikopositionen in Norwegen
gemdfl Artikel 134 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU bzw. Artikel 458 Absatz 5 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 gegenseitig anzuerkennen. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die Systemrisikopufferquote
innerhalb von 18 Monaten nach der Veréffentlichung der Empfehlung ESRB[2021/3 des Europiischen
Ausschusses fur Systemrisiken () im Amtsblatt der Europdischen Union gegenseitig anzuerkennen. Die
Risikogewichtsuntergrenzen fiir durch Wohn- und Gewerbeimmobilien besicherte Risikopositionen in Norwegen
sollten innerhalb des {iblichen Ubergangszeitraums von drei Monaten nach der Veréffentlichung der
Empfehlung ESRB/2021/3 im Amtsblatt der Europdischen Union gegenseitig anerkannt werden.

5b. Da es aufgrund der Senkung der Wesentlichkeitsschwelle gemdfl der Empfehlung ESRB/2023/1 des Europdischen
Ausschusses fiir Systemrisiken (°) fur die jeweiligen Behorden maoglicherweise erforderlich sein konnte, eine neue
Gegenseitigkeitsregelung zu erlassen oder bestehende nationale Mafinahmen zur gegenseitigen Anerkennung des
norwegischen Systemrisikopuffers zu dndern, gilt fur die Umsetzung der Gegenseitigkeitsregelungen der tibliche
Ubergangszeitraum von drei Monaten nach der Verdffentlichung der Empfehlung ESRB/2023/1 im Amtsblatt der
Europdischen Union.

6. Stehen in ihrem Land nicht die gleichen makroprudenziellen Mafinahmen im Einklang mit Empfehlung C
Absatz 2 zur Verfigung, wird den jeweiligen Behorden nach Abstimmung mit dem ESRB empfohlen, die in
ihrem Land zur Verfigung stehenden makroprudenziellen Mafnahmen anzuwenden, die in ihrer Wirkung der
genannten gegenseitigen Anerkennung am gleichwertigsten sind. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen,
innerhalb von 12 Monaten nach der Veréffentlichung der Empfehlung ESRB/2021/3 im Amtsblatt der Europdischen
Union gleichwertige Maflnahmen fir die gegenseitige Anerkennung durchschnittlicher Risikogewichtsun-
tergrenzen fir durch Wohn- und Gewerbeimmobilien besicherte Risikopositionen und innerhalb von
18 Monaten nach der Veroffentlichung gleichwertige Mafnahmen fiir die gegenseitige Anerkennung der
Systemrisikopufferquote zu erlassen. Sofern es aufgrund der Senkung der Wesentlichkeitsschwelle fur die
jeweiligen Behorden erforderlich sein sollte, neue nationale Gegenseitigkeitsregelungen nach Mafigabe dieses
Absatzes zu erlassen oder bestehende nationale Maffnahmen zur gegenseitigen Anerkennung des norwegischen
Systemrisikopuffers zu dndern, gilt fiir die Umsetzung der Gegenseitigkeitsregelungen der iibliche Ubergangs-
zeitraum von drei Monaten nach der Veroffentlichung der Empfehlung ESRB/2023/1 im Amtsblatt der
Europdischen Union.

[7. Absatz 7 wurde durch Empfehlung ESRB/2023/1 gestrichen.]

() Empfehlung ESRB/2021/3 des Europdischen Ausschusses fiir Systemrisiken vom 30. April 2021 zur Anderung der
Empfehlung ESRB[2015/2 zur Bewertung der grenziiberschreitenden Auswirkungen und der gegenseitigen Anerkennung auf
freiwilliger Basis in Bezug auf makroprudenzielle Manahmen (ABI. C 222 vom 11.6.2021, S. 1).

() Empfehlung ESRB[2023/1 des Europdischen Ausschusses fiir Systemrisiken vom 6. Mirz 2023 zur Anderung der
Empfehlung ESRB/2015/2 zur Bewertung der grenziiberschreitenden Auswirkungen und der gegenseitigen Anerkennung auf
freiwilliger Basis in Bezug auf makroprudenzielle Mafinahmen (ABL. C 158 vom 4.5.2023, S. 1)
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III. Wesentlichkeitsschwelle

8. Die Mafnahmen werden erginzt durch institutsspezifische Wesentlichkeitsschwellen auf der Grundlage von
Risikopositionen in Norwegen zur Steuerung der potenziellen Anwendung des De-minimis-Prinzips durch die
jeweiligen Behorden, die die Malnahme wie folgt gegenseitig anerkennen:

a) fir den Systemrisikopuffer liegt die Wesentlichkeitsschwelle bei einem risikogewichteten Positionsbetrag von
5 Mrd NOK, was etwa 0,16 % des gesamten risikogewichteten Positionsbetrags der in Norwegen
berichtspflichtigen Kreditinstitute entspricht;

b) fiir die Risikogewichtsuntergrenze fiir Wohnimmobilien liegt die Wesentlichkeitsschwelle bei einer Bruttokre-
ditvergabe von 32,3 Mrd NOK, was etwa 1 % der besicherten Bruttokreditvergabe fiir Wohnimmobilien an
norwegische Kunden entspricht;

o) fur die Risikogewichtsuntergrenze fiir Gewerbeimmobilien liegt die Wesentlichkeitsschwelle bei einer
Bruttokreditvergabe von 7,6 Mrd NOK, was etwa 1 % der besicherten Bruttokreditvergabe fiir Gewerbeim-
mobilien an norwegische Kunden entspricht.

9. Im Einklang mit Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB/2015/2 konnen die jeweiligen Behorden des betroffenen
Mitgliedstaates einzelnen im Inland zugelassenen Kreditinstituten mit unwesentlichen Risikopositionen in
Norwegen eine Ausnahme gewahren. Risikopositionen gelten als unwesentlich, wenn sie unter den institutsspe-
zifischen Wesentlichkeitsschwellen gemidfl Absatz 8 liegen. Bei der Anwendung der Wesentlichkeitsschwellen
sollten die jeweiligen Behorden die Wesentlichkeit der Risikopositionen iiberwachen. Den jeweiligen Behorden
wird empfohlen, die norwegischen Mafnahmen auf einzelne zuvor ausgenommene, im Inland zugelassene
Kreditinstitute anzuwenden, sobald die in Absatz 8 genannten Wesentlichkeitsschwellen tiberschritten werden.

10. Gemif$ Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB/2015/2 stellen die in Absatz 8 genannten Wesentlichkeitsschwellen
empfohlene Hochstgrenzen dar. Die jeweiligen gegenseitig anerkennenden Behorden konnen daher anstelle der
Anwendung der empfohlenen Schwellenwerte gegebenenfalls niedrigere Schwellenwerte fiir ihr Land festsetzen
oder die Mafinahmen ohne jegliche Wesentlichkeitsschwelle gegenseitig anerkennen.

11. Sofern in den Mitgliedstaaten keine Kreditinstitute mit wesentlichen Risikopositionen in Norwegen zugelassen
sind, konnen die jeweiligen Behorden der betroffenen Mitgliedstaaten gemdl Abschnitt 2.2.1 der
Empfehlung ESRB/2015/2 beschlieffen, die norwegischen Mafinahmen ihrerseits nicht anzuerkennen. In diesem
Fall sollten die jeweiligen Behorden die Wesentlichkeit der Risikopositionen iiberwachen. Sobald ein Kreditinstitut
die jeweiligen Wesentlichkeitsschwellen iiberschreitet, wird den jeweiligen Behorden die gegenseitige
Anerkennung der norwegischen Maflnahmen empfohlen.

Schweden

— eine kreditinstitutsspezifische Untergrenze von 25 % fiir die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen
Risikogewichte, die auf das Portfolio an durch Immobilien besicherten Risikopositionen aus dem
Mengengeschift gegeniiber Schuldnern mit Sitz in Schweden gemifl Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d
Ziffer iv_der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendet werden, fiir in Schweden zugelassene
Kreditinstitute, die bei der Berechnung der Eigenkapitalanforderungen den IRB-Ansatz verwenden;

— eine kreditinstitutsspezifische Untergrenze von 35 % fiir die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen
Risikogewichte, die auf das Portfolio an durch Gewerbeimmobilien (in Schweden belegene Immobilien, die
fiir gewerbliche Zwecke gehalten werden, um Mieteinnahmen zu erzielen) besicherten Risikopositionen
gegeniiber Unternehmen angewendet werden, und eine kreditinstitutsspezifische Untergrenze von 25 % fiir
die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen Risikogewichte, die auf das Portfolio an durch
Wohnimmobilien (in Schweden belegene Wohngebiude, die iiber mehr als drei Wohnungen verfiigen und die
fiir gewerbliche Zwecke gehalten werden, um Mieteinnahmen zu erzielen) besicherten Risikopositionen
gegeniiber Unternehmen in Schweden gemifd Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 angewendet werden, fiir in Schweden zugelassene Kreditinstitute, die zur Berechnung der
Eigenkapitalanforderungen den IRB-Ansatz verwenden.

. Beschreibung der Malnahmen

1. Die gemifs Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendete und den
in Schweden zugelassenen IRB-Kreditinstituten auferlegte schwedische Mafinahme besteht aus einer kreditinsti-
tutsspezifischen Untergrenze von 25 % fur die risikopositionsgewichteten durchschnittlichen Risikogewichte, die
auf das Portfolio an durch Immobilien besicherten Risikopositionen aus dem Mengengeschift gegeniiber
Schuldnern mit Sitz in Schweden angewendet werden. Der positionsgewichtete Durchschnitt entspricht dem
Durchschnitt der Risikogewichtungen der einzelnen Risikopositionen gemif$ Berechnung nach Artikel 154 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, gewichtet nach dem jeweiligen Risikopositionswert.
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2. Die gemif Artikel 458 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 angewendete und den
in Schweden zugelassenen IRB-Kreditinstituten auferlegte schwedische Mafinahme besteht aus einer kreditinsti-
tutsspezifischen Untergrenze von 35 % fiir die risikopositionsgewichteten Risikogewichte, die auf bestimmte
durch Gewerbeimmobilien besicherte Risikopositionen gegeniiber Unternehmen in Schweden angewendet
werden, und einer kreditinstitutsspezifischen Untergrenze von 25 % fiir die risikopositionsgewichteten
Risikogewichte, die auf bestimmte durch Wohnimmobilien besicherte Risikopositionen gegeniiber Unternechmen
in Schweden angewendet werden. Der positionsgewichtete Durchschnitt entspricht dem Durchschnitt der
Risikogewichtungen der einzelnen Risikopositionen gemafS Berechnung nach Artikel 153 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013, gewichtet nach dem jeweiligen Risikopositionswert. Diese MaRnahme gilt nicht fir
Risikopositionen gegeniiber Unternehmen, die durch Folgendes besichert sind: i) landwirtschaftliche
Grundstiicke, ii) Grundstiicke, die sich unmittelbar im Eigentum von Gemeinden, Staaten oder regionalen
Gebietskorperschaften befinden, iii) Grundstiicke, die zu mehr als 50 % fiir das eigene Unternehmen genutzt
werden, und iv) Mehrfamilienhduser, bei denen der Zweck der Immobilie nicht gewerblicher Art ist (z. B.
Wohnungseigentiimergemeinschaften, die sich im Eigentum der Bewohner befinden und keinen Erwerbszweck
verfolgen) oder die iiber weniger als vier Wohnungen verfiigen.

.  Gegenseitige Anerkennung

3. GemifS Artikel 458 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 wird den jeweiligen Behorden der betroffenen
Mitgliedstaaten empfohlen, die schwedischen Malnahmen anzuerkennen und auf in Schweden ansissige
Zweigstellen von im Inland zugelassenen Kreditinstituten anzuwenden, die zur Berechnung der Eigenkapitalanfor-
derungen den IRB-Ansatz verwenden. Gemif Artikel 458 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 wird den
jeweiligen Behorden der betroffenen Mitgliedstaaten empfohlen, die schwedischen Mafnahmen ihrerseits
anzuerkennen und auf im Inland zugelassene Kreditinstitute anzuwenden, die zur Berechnung der Eigenkapitalan-
forderungen den IRB-Ansatz verwenden und die iiber durch Immobilien besicherte Risikopositionen aus dem
Mengengeschift gegeniiber Schuldnern mit Sitz in Schweden undfoder iiber durch Gewerbe- oder
Wohnimmobilien besicherte Risikopositionen gegeniiber Unternechmen in Schweden verfiigen. GemifS
Empfehlung C Absatz 2 wird den jeweiligen Behorden empfohlen, die Mafinahmen, die denen von der
aktivierenden Behorde in Schweden umgesetzten Mafinahmen gleichwertig sind, bis spétestens drei Monate nach
Veroffentlichung der entsprechenden Empfehlung im Amtsblatt der Europdischen Union () anzuwenden.

4. Stehen in ihrem Land nicht die gleichen makroprudenziellen Mafnahmen zur Verfugung, wird den jeweiligen
Behorden nach Abstimmung mit dem ESRB empfohlen, die in ihrem Land zur Verfiigung stehende
makroprudenzielle Manahme anzuwenden, die in ihrer Wirkung der genannten gegenseitigen Anerkennung am
gleichwertigsten ist. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die gleichwertigen Mainahmen bis spitestens vier
Monate nach der Veroffentlichung dieser Empfehlung im Amtsblatt der Europdischen Union () zu erlassen.

III. Wesentlichkeitsschwelle

5. Die Malnahmen werden erginzt durch eine institutsspezifische Wesentlichkeitsschwelle von 5 Mrd SEK fiir jede
der in Absatz 1 bzw. 2 beschriebenen Mafnahmen zur Steuerung der potenziellen Anwendung des De-minimis-
Prinzips durch die jeweiligen Behorden, die die Malnahmen gegenseitig anerkennen.

6. Im Einklang mit Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB/2015/2 konnen die jeweiligen Behorden des betroffenen
Mitgliedstaates fiir die in Absatz 1 bzw. 2 beschriebenen Maffnahmen einzelnen im Inland zugelassenen IRB-
Kreditinstituten mit Risikopositionen unter der Wesentlichkeitsschwelle von 5 Mrd SEK eine Ausnahme
gewdhren. Bei der Anwendung der Wesentlichkeitsschwelle sollten die jeweiligen Behorden die Wesentlichkeit der
Risikopositionen iiberwachen. Den jeweiligen Behorden wird empfohlen, die entsprechenden schwedischen
Mafnahmen auf einzelne zuvor ausgenommene, im Inland zugelassene Kreditinstitute anzuwenden, sobald ein
Kreditinstitut fiir diese Mafinahme die Wesentlichkeitsschwelle von 5 Mrd SEK iiberschreitet.

7. Sofern keine im Inland zugelassene IRB-Kreditinstitute iiber Zweigstellen in Schweden und/oder direkte
grenziiberschreitende Tatigkeiten Risikopositionen aus dem Mengengeschift gemaff Absatz 1 in Hohe von mehr
als 5 Mrd SEK haben, konnen die jeweiligen Behorden der betroffenen Mitgliedstaaten gemafd Abschnitt 2.2.1 der
Empfehlung ESRB/2015/2 beschliefSen, die schwedische Mafinahme ihrerseits nicht anzuerkennen. In diesem Fall

() Siehe Empfehlung ESRB/2019/1 fiir die am 31. Dezember 2018 aktivierte makroprudenzielle Maffnahme.
(*) Siehe Empfehlung ESRB/2019/1 fiir die am 31. Dezember 2018 aktivierte makroprudenzielle Maffnahme.
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sollten die jeweiligen Behorden die Wesentlichkeit der Risikopositionen iiberwachen. Sobald ein im Inland
zugelassenes IRB-Kreditinstitut den Schwellenwert von 5 Mrd SEK iiberschreitet, wird den jeweiligen Behorden
die gegenseitige Anerkennung der in Absatz 1 beschriebenen Mafinahme empfohlen.

8. Sofern keine im Inland zugelassene IRB-Kreditinstitute iiber Zweigstellen in Schweden und/oder direkte
grenziiberschreitende Tatigkeiten Risikopositionen gegeniiber Unternehmen gemifl Absatz 2 in Hohe von mehr
als 5 Mrd SEK haben, konnen die jeweiligen Behorden der betroffenen Mitgliedstaaten gemafd Abschnitt 2.2.1 der
Empfehlung ESRB/2015/2 beschliefen, die schwedische Maffnahme ihrerseits nicht anzuerkennen. In diesem Fall
sollten die jeweiligen Behorden die Wesentlichkeit der Risikopositionen iiberwachen. Sobald ein im Inland
zugelassenes IRB-Kreditinstitut den Schwellenwert von 5 Mrd SEK iiberschreitet, wird den jeweiligen Behorden
die gegenseitige Anerkennung der in Absatz 2 beschriebenen Mafnahme empfohlen.

9. Gemifl Abschnitt 2.2.1 der Empfehlung ESRB/2015/2 stellt die Wesentlichkeitsschwelle von 5 Mrd SEK eine
empfohlene Hochstgrenze dar. Die jeweiligen gegenseitig anerkennenden Behorden konnen daher anstelle der
Anwendung des empfohlenen Schwellenwerts gegebenenfalls einen niedrigeren Schwellenwert fiir ihr Land
festsetzen oder die Malnahme ohne jegliche Wesentlichkeitsschwelle gegenseitig anerkennen.”




	Empfehlung des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken vom 6. Juli 2023 zur Änderung der Empfehlung ESRB/2015/2 zur Bewertung der grenzüberschreitenden Auswirkungen und der gegenseitigen Anerkennung auf freiwilliger Basis in Bezug auf makroprudenzielle Maßnahmen (ESRB/2023/4) 2023/C 307/01
	ANHANG 


